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Es gilt das gesprochene Wort!

Am Ende des letzten Jahres sind wir vielfach nach Visionen für das kommende Jahrhundert gefragt worden. Dem Begriff der Vision haftet etwas Irreales an; Helmut Schmidt hat einmal gesagt ”Wer Visionen hat, soll zum Arzt gehen.” Aber es gibt die Möglichkeit, Leitbilder zu entwickeln, die gesellschaftliche und politische Entwicklungen prägen sollen.

Mein Leitbild ist das einer liberalen Bürgergesellschaft, die vom Engagement der Bürgerinnen und Bürger lebt. Eine liberale Gesellschaft braucht bürgerschaftliches Engagement in Familie und Nachbarschaft, in Vereinen und Initiativen, in Kirchen und anderen gesellschaftlichen Organisationen; sie braucht die Mitwirkung der Bürger am politischen Prozess auf allen Ebenen, in den Gemeinden und Kreisen ebenso wie auf Landes- und Bundesebene. Eine liberale Bürgergesellschaft braucht Bürger, die sich um die Entwicklung der Gesellschaft kümmern, die aktiv sind, die sich einmischen, die mitmachen.

Das Leitbild einer Gesellschaft selbstständiger, verantwortungsbewusst handelnder, aktiv tätiger Bürger, das Leitbild einer Gesellschaft selbstbewusster Bürger, die sich etwas zutrauen, die handeln, die nicht abwarten, die vor allen Dingen Verantwortung nicht auf andere abdrücken und nicht alles Heil vom Staat erwarten, dieses Leitbild wird nie in vollem Umfang Realität werden. Aber es eignet sich als Richtschnur  gesellschaftlicher und politischer Entwicklungen; es ist eine Vision, an der man arbeiten kann.

Einer solchen Gesellschaft aktiver Bürger wird es besser als jeder anderen gelingen, die großen Herausforderungen zu bestehen, die vor uns liegen: die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit in einer globalisierten Welt, die Sicherung einer freiheitlichen Ordnung in allen Bereichen der Gesellschaft und die Sicherung des sozialen Zusammenhalts der Gesellschaft gleichermaßen.

Die wirtschaftliche Lage

Vor diesen Herausforderungen steht auch die baden-württembergische Landespolitik. Im Vergleich mit anderen stehen wir gut da. Alle ökonomischen Daten liegen über dem Durchschnitt: Wir haben ein höheres wirtschaftliches Wachstum, wir verzeichnen einen größeren Rückgang der Arbeitslosigkeit als alle anderen Bundesländer - bezogen auf den November letzten Jahres nahm die Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr um 27.000 Personen ab.

Die Lehrstellenbilanz in Baden-Württemberg sieht besser aus als in irgendeinem anderen Bundesland. Schon im dritten Jahr hintereinander ist sie mehr als ausgeglichen: Im Herbst 1999 standen 4.389 unbesetzten Lehrstellen 1.620 unversorgt gebliebene Lehrstellenbewerber gegenüber.

Die Zukunftschancen der Menschen in unserem Land - und darum hat es der Politik doch vor allem zu gehen - haben sich verbessert - noch nicht in dem Maß, das wir uns wünschen, aber doch deutlich.

Steuerreform - einfach, niedrig und gerecht

Um den Prozess wirtschaftlicher Belebung auf Dauer zu stellen, bedarf es dringend einer großen Steuerreform, die die Bedingungen für Investitionen und Arbeitsplätze am Standort Deutschland nachhaltig verbessert,

bedarf es einer Steuerreform, die nicht den einen entlastet und den anderen belastet, hier einen Sondertatbestand abschafft und dort drei neue schafft,

sondern einer Steuerreform mit einer durchgreifenden Entlastung für alle, nach dem Motto "niedrig, einfach und gerecht".

Dass eine durchgreifende Steuerreform unerlässlich ist, scheint sich jetzt auch bis zur Bundesregierung nach Berlin rumgesprochen zu haben. Aber gerade für den Mittelstand, ist das, was jetzt angekündigt worden ist, alles andere als einfach und gerecht. Die verschiedenen Wahlmöglichkeiten komplizieren das Steuerrecht, statt es zu vereinfachen. Und machen Sie es einem Mittelständler einmal klar, warum die Veräußerung des Beteiligungsbesitzes großer Kapitalgesellschaften künftig steuerfrei bleiben soll, während es ansonsten bei der Abschaffung des halbierten Steuersatzes für Veräußerungserlöse bleibt.

Das Eichel-Modell wird dem Anspruch, die Große Steuerreform zu sein, noch nicht gerecht. Wir werden darauf hinarbeiten, es zu verbessern. Denn wir wollen eine Große Steuerreform, und wir wollen sie zum 1.1.2001.

Und dass es uns damit ernst ist, erkennen Sie auch daran, meine Damen und Herren, dass wir im Haushaltsentwurf für das Jahr 2001 schon ein Stück weit Vorsorge für steuerreformbedingte Mindereinnahmen getroffen haben.

Haushaltskonsolidierung ist Zukunftsvorsorge

Eine Politik der Steuerentlastung und eine Politik nachhaltiger Haushaltskonsolidierung widersprechen sich nicht. Im Gegenteil: Eine durchgreifende Steuerreform schafft durch die Verbesserung der Standortbedingungen erst die Bedingungen dafür, die öffentlichen Haushalte tatsächlich rasch und dauerhaft konsolidieren zu können.

Wir haben im vergangenen und im laufenden Jahr die Voraussetzungen dafür geschaffen, die Neuverschuldung des Landes in den Jahren 2000 und 2001 gegenüber der Finanzplanung um 300 Millionen DM pro Jahr absenken zu können, indem wir der Versuchung widerstanden haben, mit Steuermehreinnahmen neue Ausgabenprogramme zu finanzieren.

Diesen Prozess der Absenkung der Nettokreditaufnahme gilt es auf Dauer zu stellen. In der mittelfristigen Finanzplanung muss das Ziel erkennbar sein, die Nettokreditaufnahme mittelfristig auf Null zu senken.

1,8 Milliarden beträgt die für das Jahr 2000 vorgesehene Nettokreditaufnahme. Sechsmal eine Absenkung um 300 Millionen DM - und in sechs Jahren ist das Ziel erreicht.

Zukunftsfähigkeit ist das zentrale Motiv dieser Politik. Es geht im Kern darum, die Zukunftsbelastung, die mit jeder Kredit-aufnahme verbunden ist, soweit zu verringern, dass für die nächste Generation überhaupt noch Handlungsspielräume offen bleiben, und dass sie nicht nur damit beschäftigt ist, die Lasten abzuarbeiten, die unsere Generation ihr hinterlässt.

Um dies zu erreichen, dürfen die Ansprüche an den Staat nicht uferlos wachsen, sondern ist Eigenverantwortung gefragt, wo immer die eigene Kraft und die eigene Leistungsfähigkeit es erlauben.

Vor diesem Hintergrund ist klar, dass die baden-württem-bergische Landespolitik nicht alle Wünsche erfüllen kann, die an sie herangetragen werden. Aber ebenso selbstverständlich bleibt es in den verschiedenen Bereichen der Landespolitik nicht bei einem einmal gefundenen status quo. Zukunfts-vorsorge ist auch hier das zentrale Motiv unserer Politik.

Das Bildungswesen

Wir haben viel getan, eine angemessene Unterrichtsversorgung sicherzustellen. 400 zusätzliche Stellen pro Jahr und die vollständige Wiederbesetzung aller freiwerdenden Stellen waren nicht selbstverständlich in Zeiten, in denen in anderen Ländern größere Teile der freiwerdenden Stellen gestrichen wurden. Auch im Entwurf des Doppelhaushalts sind wiederum 400 zusätzliche Stellen pro Jahr enthalten.

Nun hat die Kultusministerin Mitte Dezember mitgeteilt, dass sich die Situation der Unterrichtsversorgung in einigen Bereichen schlechter darstellt als von ihr bislang angenommen.

Das ist - wenige Tage nach der Einbringung des Haushalts im Landtag - ein bemerkenswerter Vorgang. Aber wir werden die Kultusministerin nicht hängen lassen; denn es geht nicht um sie, sondern um eine angemessene Unterrichtsversorgung, für die sich die Liberalen immer stark gemacht haben.

Weil wir wissen, wie wichtig dieser Bereich für die Zukunfts-chancen der jungen Generation ist, werden wir nachbessern, insbesondere bei der Krankheitsstellvertretung, bei den beruflichen Schulen und bei den Sonderschulen. Vorprogrammierte Unterrichtsausfälle an den beruflichen Schulen und den Sonderschulen für geistig Behinderte dürfen nicht sein.

Wir sind mit der CDU einig, dass wir nachbessern. Allerdings: Mit dem Makel, aus taktischen Gründen die volle Wahrheit über die Situation der Unterichtsversorgung zeitweise verschleiert zu haben, wird die Kultusministerin leben müssen. Wir werden dafür sorgen, dass sich dies nicht wiederholt.

Vergessen wir aber nicht, dass Bildungspolitik weit mehr ist als nur die Garantie der Unterrichtsversorgung. Die innere Schulreform ist vorangetrieben worden. Die Empfehlungen der Jugend-Enquete werden umgesetzt; und die Mittel für die Sprachförderung von Ausländer- und Aussiedlerkindern werden erhöht.

Das achtjährige Gymnasium ist seit kurzem gleichberechtigtes Regelschulangebot. Das ist ein guter Einstieg in den notwen-digen Prozess der Verkürzung der Erstausbildungszeiten. Ich bin überzeugt: Das achtjährige allgemeinbildende Gymnasium ist die bessere Alternative. Es wird sich durchsetzen.

Die verlässliche Halbtags-Grundschule kommt zum Schuljahresbeginn 2000; der Haushalt sieht eine deutliche Verbesserung der Leistungen des Landes für die ergänzende Betreuung vor. Lassen Sie sich durch die Kritik der Opposition und der GEW nicht irre machen. Unser Konzept stimmt:

Wir wollen eine verlässliche Schulzeit mit ergänzenden Betreuungsangeboten.

Die ergänzende Betreuung soll flächendeckend angeboten werden; aber sie ist freiwillig, nicht Pflicht.

Sie ist auf die Schule bezogen, aber nicht Unterricht.

Und weil das so ist, ist Betreuung Aufgabe von Erzieherinnen und Erziehern, und eben nicht von Lehrern.

Die geplante Oberstufenreform wird Thema der heutigen Antragsberatungen sein. Das, was die Kultusministerin bislang vorgelegt hat, befriedigt uns in einem zentralen Punkt nicht:

Wie die Kultusministerin wollen auch wir das Niveau des Abiturs und das Niveau des Gymnasiums insgesamt sichern. Aber wir wollen, dass Möglichkeiten der Differenzierung nach Leistung und Neigung auch in den Kernfächern, in Deutsch, in Mathematik, in der ersten Fremdsprache, erhalten bleiben. Verordnete Einheitlichkeit ist kein liberales Konzept. Wir plädieren - auch in diesem Fall - für Vielfalt und Freiheit.

Die Hochschulen

Die FDP-Fraktion hat die Hochschulpolitik zu einem der ganz wesentlichen Schwerpunkte ihrer Arbeit dieser Legislatur-periode gemacht. Es gibt niemanden, der sich intensiver für die Belange des Wissenschaftssektors eingesetzt hätte als die Landtagsfraktion der FDP.

Wir waren und sind in der Koalition die treibende Kraft für nachhaltige Strukturveränderungen im Hochschulbereich. Unser Landtagswahlprogramm von 1996 nennt eine klare Forderung: Mehr Wettbewerb unter den Hochschulen durch mehr Finanzautonomie für die Hochschulen. Denn nur Wettbewerb fördert Leistungsfähigkeit und Qualität.

Auch hier gilt der Grundsatz: Versprochen - gehalten ! 

CDU und SPD haben jahrelang nur diskutiert - die FDP-Fraktion hat es durchgesetzt:

Globalhaushalte werden künftig die Regel sein, mit der Möglichkeit zur Mittelübertragung ins nächste Jahr. Das berühmt-berüchtigte ”Dezemberfieber” gehört der Vergangenheit an.

Mittelzuweisungen des Landes werden ab sofort leistungsorientiert sein. Hochschulen, die ihre Studierenden innerhalb der Regelstudienzeit zum Abschluss bringen oder wissenschaftliche Karrieren von Frauen fördern, werden künftig finanziell besser ausgestattet.

Das Centrum für Hochschulentwicklung, von der Hochschulrektorenkonferenz und der Bertelsmann-Stiftung getragen, bescheinigt uns jetzt, dass Baden-Württemberg in der Hochschulpolitik eine bundesweite Vorreiterrolle einnimmt.

Darauf kann die Fraktion stolz sein, denn sie war eindeutig der Motor dieser Politik.

Dennoch markiert das, was wir erreicht haben, nicht das Ende der Hochschulpolitik. Es geht um Veränderungen der Personalstruktur und der Besoldung - mehr Leistungsbezug, meine Damen und Herren -, es geht um bessere Strukturen zur Qualifizierung des wissenschaftlichen Nachwuchses - runter mit dem Erstberufungsalter von Professoren -, und es geht um die Dienstherreneigenschaft der Hochschulen.

Und schließlich geht es um das aus unserer Sicht einzig vernünftige Modell einer Beteiligung der Studierenden an den Kosten ihrer Ausbildung in Form einer nachlaufenden Gebühr - einer Gebühr also, die niemanden vom Studium abschreckt oder abhält, sondern erst bei entsprechender Leistungsfähigkeit fällig wird. All dies wollen wir, wenn nicht jetzt, dann in der kommenden Legislaturperiode des Landtags verwirklichen.

Wirtschaftsförderung

An der Schnittstelle von Wissenschafts- und Wirtschaftspolitik liegt die Förderung von Existenzgründungen aus dem Hochschulbereich. Die Existenzgründungsoffensive des Landes - von den Gründerverbünden auf dem Campus bis hin zur Infrastrukturförderung von Gründer- und Technologiezentren - leistet einen wesentlichen Beitrag für bessere Rahmenbedin-gungen für neue Arbeitsplätze in Zukunftsbranchen, z.B. im Bereich der Biotechnologien, im Multimedia-Bereich oder in der Mikro- und Nano-Systemtechnik.

Das Land Baden-Württemberg ist in diesem Bereich gewaltig nach vorn gekommen. Baden-Württemberg ist zu einem führenden Standort sowohl im Bereich der Biotechnologien wie im Multimedia-Bereich geworden. Bei Neugründungen, meine Damen und Herren, sind wir das führende Land in Deutschland. Diesen Vorsprung wollen wir sichern und ausbauen.

Die weitere Förderung von Biotechnologie-Parks ist im Haushaltsentwurf verankert. Das Altbaumodernisierungs-programm - von Walter Döring und der Landtagsfraktion gegen den Koalitionspartner durchgesetzt - wird fortgeführt. Das ist praktizierter Klimaschutz und gezielte Mittelstandspolitik in einem. Und es ist um ein Vielfaches effizienter als alle 100.000-Dächer-Programme der Bundesregierung es je sein können.

Eine zukunftsfähige Wirtschaftspolitik kommt an einem Ausbau der Infrastruktur nicht vorbei. Mit der neuen Landesmesse, deren Grundlage durch das Messegesetz gelegt worden ist, schafft das Land eine wesentliche Voraussetzung wirtschaftlichen Erfolgs.

Gegen die Verkehrspolitik von Rot-Grün, denen außer Kürzungen - auch im Schienenverkehrsbereich - offensichtlich überhaupt nichts einfällt, setzen wir die kontinuierliche Fortführung des Ausbaus des regionalen Schienenverkehrs und die deutliche Aufstockung der zuletzt zu stark zurückgefahrenen Mittel für den Landesstraßenbau.

Wir machen unsere Hausaufgaben. Aber wir müssen zugleich deutlich machen: Wenn Stuttgart 21 stockt, wenn die Schnellbahntrasse Stuttgart - Ulm in Zweifel gezogen wird, wenn der Ausbau der Oberrheinstrecke nicht vorankommt, dann liegt das nicht in der Verantwortung der Landespolitik, sondern einzig und allein an der rot-grünen Bundesregierung. Die, die doch der Renaissance der Schiene das Wort geredet haben, erweisen sich auch hier als unfähig, dies auch praktisch zu tun.

Eine konsequente Mittelstandspolitik betreiben wir nicht nur durch Förderprogramme, sondern gerade auch durch mittelstandsfreundliche Regelungen im Gemeindewirtschafts-recht. Dass die Subsidiaritätsklausel keine weiße Salbe ist, wie manche meinten, zeigt das Offenburger Urteil.

Das Gericht sagt: Es ist den städtischen Grünbetrieben unter-sagt, um Aufträge für die Gartenpflege bei Privaten zu konkur-rieren, da private Anbieter dies ausreichend gewährleisten. Und das Gericht bezieht sich dabei ausdrücklich auf das neue Gemeindewirtschaftsrecht, das der wirtschaftlichen Betätigung von Kommunen außerhalb der Daseinsvorsorge Grenzen setzt. Auch dies ist ein Erfolg liberaler Politik, den wir der CDU - müh-sam genug - erst haben abtrotzen müssen.

Ausdruck der Mittelstandsfreundlichkeit ist es schließlich auch, dass die Sonderabfallabgabe eben nicht nur an die Großunter-nehmen, die dagegen geklagt hatten, sondern an alle zurück-gezahlt wird.

Innere Sicherheit

Um die innere Sicherheit ist es in Baden-Württemberg besser bestellt als in allen anderen Bundesländern. Erneut weist unser Land die niedrigste Kriminalitätsrate und die zweitbeste Aufklärungsquote auf.

Aber diese Tatsachen sind für uns kein Grund, uns zufrieden zurückzulehnen. Die Besoldungsstrukturprogramme werden planmäßig fortgeführt, und das Technik-Zukunftsprogramm für die Polizei stellt einen der größten zusätzlichen Schwerpunkt-bereiche des Doppelhaushalts 2000/2001 dar. Das sind keine Kleinigkeiten, meine Damen und Herren. Wir reden hier über 100 Millionen zusätzlich pro Jahr. Aber diese 100 Millionen Mark sind gut angelegt.

Innere Sicherheit betrifft - vergessen wir dies nie - natürlich nicht nur die Polizei, sondern gleichermaßen die Justiz. Auch unserem Koalitionspartner müssen wir dies immer wieder erst deutlich machen. Um jede Million im Justizbereich muss mühsam gerungen werden, während der 100fache Betrag bei der Polizei fast als selbstverständlich angesehen wird.

Aber wir setzen uns durch, auch wenn die Justiz nicht damit droht, auf die Straße zu gehen.

Die Programme zur Verbesserung der Ausstattung der Justiz, speziell im EDV-Bereich, sind im übrigen ein ganz wesentlicher Beitrag sowohl für die innere Sicherheit wie auch für eine durchgreifende Verwaltungsreform.

Verwaltungsreform

Dass wir in diesem Umfang zusätzliche Akzente in verschiedenen Schwerpunktbereichen der Landespolitik setzen können, ist nur möglich dank des Hand in Hand Gehens von Verwaltungsreformmaßnahmen und dem konsequenten Vollzug der Programme zum Personalabbau. 6.500 Stellen fallen bis zum Jahr 2002 weg. Wenn wir hier keine Entlastung des Haushalts hätten erreichen können, hätten wir keinerlei Spielräume für all die neuen Akzente, die ich Ihnen vorgestellt habe.

Und weil wir diese Spielräume brauchen - für die Unterrichts-versorgung, für die Wissenschaft, für die Infrastruktur des Landes, für die innere Sicherheit -, haben wir keine Spielräume für die Einführung der Altersteilzeit für Beamte des Landes.

Sie kostet über eine Milliarde. Und dieses Geld muss - wenn es denn überhaupt zur Verfügung steht - für die Zukunft des Landes investiert werden und nicht für den vorgezogenen Ruhestand.

Mit der landesweiten Einführung Neuer Steuerungsinstrumente, verbunden mit den Stichworten der dezentralen Budgetverant-wortung, der Kosten-Leistungs-Rechnung und des Controlling - machen wir einen weiteren großen Schritt nach vorn. Die FDP hat sich dieses Themas stets mit besonderem Nachdruck angenommen; und wir sind froh, dass jetzt die Phase der landesweiten Einführung anlaufen kann.

Delegation von Verantwortung, und damit zusammenhängend die Stärkung von Motivation und Leistungsbereitschaft - das ist das ”Geheimnis” dieses Konzepts, das einen ganz erheblichen Beitrag sowohl zur Verwaltungsreform als auch zur Haushalts-konsolidierung erbringen wird.

Ein Einsparpotenzial von über 600 Millionen DM pro Jahr und die Möglichkeit des Abbaus von über 6000 Stellen ist realistisch, nicht von heute auf morgen, aber auf mittlere Sicht. Und wir werden darauf drängen, dass dieses Potenzial auch erschlossen und zur Haushaltsentlastung eingesetzt wird. Innerhalb von sechs Jahren zur Neuverschuldungsmarke Null - auch dazu wird die Einführung Neuer Steuerungsinstrumente einen unverzichtbaren Beitrag leisten.

Das Land und die Kommunen

Schließlich ist es unsere Pflicht, im Rahmen der Haushalts- und Finanzpolititk nicht nur das Land selbst im Blickfeld zu haben, sondern genauso auch die Finanzausstattung der Kommunen.

Mit dem novellierten Finanzausgleichsgesetz verbessert sich die Finanzausstattung der Kommunen in den kommenden drei Jahren jährlich um 500 Millionen DM, wie es mit den kommu-nalen Landesverbänden seit längerem vereinbart ist. Zudem profitieren die Kommunen von steigenden Steuereinnahmen, direkt und über den Finanzausgleich. Die 80-Millionen-Kürzung des Haushaltsstrukturgesetzes 98/99 wird nicht fortgeführt. Und wir haben entschieden, die Kosten für die unbegleiteten Flüchtlingskinder nicht an die Landeswohlfahrtsverbände weiterzureichen, sondern sie durch das Land zu übernehmen.

Die meisten kommunalen Haushalte werden 1999 deutlich besser abschließen als geplant. Die Kreisumlagesätze werden in diesem Jahr auf breiter Front sinken. Die Handlungsspielräume der Kommunen wachsen; ihre Investitionskraft wird deutlich gestärkt.

Als wir uns dafür stark gemacht haben, den Streit zwischen Land und Kommunen über ihre Finanzausstattung zu beenden, haben viele gezweifelt. Heute können wir feststellen: Wir haben unser Wort gehalten.

Zukunftsvorsorge durch die Veräußerung von Landesbeteiligungen

Die Zukunftsoffensive Junge Generation, gespeist durch die Erlöse aus der Veräußerung der LEG, hat maßgeblich dazu beigetragen, den Wirtschafts- und insbesondere den Wissen-schaftsstandort Baden-Württemberg voranzubringen. Beides hängt unmittelbar miteinander zusammen: die Pflege des Wissenschaftsstandorts ist unerlässliche Voraussetzung für das Gedeihen des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg.

Jetzt steht die Veräußerung der Landesanteile an der EnBW auf der Tagesordnung. Wir werden wiederum dafür sorgen, dass das Vermögen des Landes so eingesetzt wird, dass es für die Zukunftssicherung unseres Landes einen möglichst hohen Ertrag abwirft.

Die Konstruktion der gemeinnützigen GmbH LANDESSTIF-TUNG BADEN-WÜRTTEMBERG wird genau diesem Anspruch gerecht. Von einem Schattenhaushalt, der der Kontrolle des Parlaments entzogen wäre, kann keine Rede sein. Die nächste Zukunftsoffensive - voraussichtlich wiederum 1 Milliarde DM - wird über den Landeshaushalt abgewickelt, und über die Verwendung der Erträge des Vermögensstocks der LANDES-STIFTUNG -voraussichtlich etwa 150 Millionen DM pro Jahr - entscheidet ein Aufsichtsrat, in dem aufgrund unseres Einsatzes sämtliche Fraktionen des Landtags vertreten sind.

Mit der Veräußerung der Landesanteile an der EnBW leisten wir aber nicht nur einen wesentlichen Beitrag zur Zukunfts-sicherung unseres Landes, sondern stärken zugleich den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg ganz unmittelbar:

Die Eigenständigkeit der EnBW bleibt gewährleistet. Die EnBW erhält - nicht trotz, sondern gerade durch die Zusammenarbeit mit der EdF eine stärkere Stellung auf dem deutschen und europäischen Markt. Der Wettbewerb auf dem Strommarkt wird gestärkt. Es wird keine Aufgabe von Kraftwerksstandorten geben. Es wird - Sitz Karlsruhe - ein Forschungsinstitut zur Energiewirtschaft des 21. Jahrhunderts errichtet. Kurzum: der Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg wird nachhaltig gestärkt.

Jedes andere Modell hätte - vom Finanziellen einmal ganz abgesehen - wesentlich schlechter ausgesehen: Die Eigenständigkeit der EnBW hätte weder im RWE-Verbund noch mit der VIAG so gesichert werden können, wie es jetzt der Fall sein wird.

Und für den Wettbewerb auf dem deutschen und europäischen Strommarkt wären diese Modelle ebenfalls nachteilig gewesen. Und deshalb ist es vertretbar, den einzigen Schönheitsfehler zeitweilig hinzunehmen, den unser Weg zweifellos aufweist, nämlich die Tatsache, dass die EdF selbst dem Wettbewerb auf dem französischen Markt noch nicht in ausreichendem Maße ausgesetzt ist. Aber dies wird kommen; Europa wird dafür sorgen.

Für einen Wettbewerbsföderalismus

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Länder-finanzausgleich sind die Chancen für die Herausbildung eines Wettbewerbsföderalismus deutlich verbessert worden. Nivellierung, gar Übernivellierung, werden der Vergangenheit angehören. Die Solidarität der Leistungsstärkeren mit den Schwächeren bleibt selbstverständlich gewahrt.

Dem Wettbewerbsföderalismus gehört die Zukunft. Lassen Sie uns daran arbeiten, Vielfalt und Wettbewerb unter den Ländern zu stärken.

Durch den Abbau von Grauzonen der Kultusminister- und anderer Konferenzen, durch den Abbau staatsvertraglicher Regelungen, z.B. durch die Abschaffung des bürokratisch-zentralistischen Unfugs der Studienplatzvergabe durch die ZVS, durch die Stärkung eigenständiger Länderkompetenzen und den Abbau von Mischfinanzierungen, und in letzter Konsequenz auch - wir können hier nur werben - durch eine Länderneugliederung.

Unser Land Baden-Württemberg ist - auch in diesem Zusammenhang - ein Modell deutscher Möglichkeiten, auch ein Modell europäischer Möglichkeiten. Wir arbeiten daran, den von Theodor Heuss formulierten Anspruch tagtäglich Wirklichkeit werden zu lassen.

